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Arrét du 26 février 2013 (d) Sort des enfants Lr:hngECRaE‘IEEE
Art. 176 CC FACULTE DE DROIT

Attribution des enfants. Rappel des criteres permettant I'attribution de la garde des enfants en
mesures protectrices. Les criteres sont identiques a ceux utilisés dans le cadre de la procédure de
divorce. Le bien de I'enfant prime la volonté des parents. L’'examen porte alors en premier lieu
sur les capacités éducatives des parents. En cas de capacités équivalentes, la disponibilité des
parents est déterminante, surtout chez les enfants en bas age. En cas de disponibilité
équivalente, la stabilité et les relations familiales sont a examiner. Enfin, en fonction de I'age, il
peut étre tenu compte du désir de I'enfant. Ces critéres peuvent étre mis en balance avec
d’autres, tels que la volonté d’un parent a coopérer avec |'autre ou la nécessité de ne pas séparer
la fratrie (consid. 4.1).

Besetzung

Bundesrichter von Werdt, Prasident,
Bundesrichter Marazzi, Schobi,
Gerichtsschreiber V. Monn.

Verfahrensbeteiligte

X,

vertreten durch Advokat Oliver Borer,
Beschwerdefihrer,

gegen

Y.,
vertreten durch Advokat Dr. Felix Lopez,
Beschwerdegegnerin.

Gegenstand
Eheschutz,

Beschwerde gegen das Urteil des Appellationsgerichts des Kantons Basel-Stadt, Ausschuss,
vom 21. August 2012.

Sachverhalt:

A.
X. (Jg. 1954) und Y. (Jg. 1977) haben am 15. Januar 2007 in Basel geheiratet. 2007 gebar die Frau die
gemeinsame Tochter V.. Bei der Mutter wohnt auch die voreheliche Tochter W. (geb. 2000).

B.

Am 21. August 2011 ersuchte X. das Zivilgericht des Kantons Basel-Stadt um Regelung des
Getrenntlebens. Mit Entscheid vom 24. Oktober 2011 regelte die Zivilgerichtsprasidentin das
Getrenntleben. Die Obhut liber V. teilte sie vorsorglich der Mutter zu. Dem Vater rdaumte sie ein
wochentliches Besuchsrecht ein. Zugleich beauftragte sie die Abteilung Kindes- und Jugendschutz des
Erziehungsdepartements (AKJS) abzukldren, welchem Ehegatten die Obhut zugeteilt und wie
inskiinftig das Besuchsrecht geregelt werden soll.

C.
Am 27. Februar 2012 reichte die AKJS ihren Bericht samt Empfehlungen ein. In seiner Stellungnahme



vom 20. Marz 2012 beantragte X., die Zuteilung der Obhut durch einen Kinderpsychologen abklaren
zu lassen. Die Prasidentin des Zivilgerichts des Kantons Basel-Stadt wies diesen Antrag mit Entscheid
vom 5. April 2012 ab. Zugleich bestatigte sie die vorsorgliche Zuteilung der Obhut lber V. an Y.,
regelte den personlichen Verkehr zwischen Vater und Tochter und beauftragte die
Vormundschaftsbehorde, eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB zu errichten. Gegen diesen
Entscheid legte X. beim Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt Berufung ein. Dessen Ausschuss
wies das Rechtsmittel ab und beauftragte die Beistandsperson, Abklarungen zur maoglicherweise
erforderlichen Sprachférderung fiir V. in die Wege zu leiten (Urteil vom 21. August 2012).

D.

In seiner Beschwerde an das Bundesgericht vom 12. November 2012 lasst X. (Beschwerdefiihrer)
durch seinen Anwalt beantragen, das Urteil des Appellationsgerichts "teilweise aufzuheben,
eventualiter an die Vorinstanz zuriickzuweisen, und wie folgt abzudandern" (Ziffer 1): Es sei Gber die
Tochter V. ein psychologisches Gutachten bei der Kinder- und Jugendpsychiatrischen Klinik Basel-
Stadt (KJPK) einzuholen (Ziffer 2), es sei "demgemass die Obhut Uber die Tochter V. auf den
Beschwerdefiihrer und Kindsvater zu Ubertragen" (Ziffer 3) und es sei Y. (Beschwerdegegnerin) ein
angemessenes Besuchs- und Ferienrecht einzurdumen. Im Ubrigen sei der vorinstanzliche Entscheid
zu bestdtigen. Weiter ersucht der Beschwerdefiihrer fur das bundesgerichtliche Verfahren um
Gewahrung der unentgeltlichen Rechtspflege.

In einem Schreiben, das ebenfalls vom 12. November 2012 datiert, wendet sich der
Beschwerdefiihrer persénlich an das Bundesgericht und reicht zuséatzliche Unterlagen ein.

Das Bundesgericht hat die kantonalen Akten, jedoch keine Vernehmlassungen eingeholt.

Erwagungen:

1.

1.1 Der Beschwerdefiihrer wehrt sich binnen Frist (Art. 100 BGG) gegen den Entscheid einer letzten
kantonalen Instanz (Art. 75 BGG). Streitig ist die Bestatigung der in einem Eheschutzverfahren
zunachst vorsorglich ausgesprochenen Zuteilung der elterlichen Obhut, mithin eine nicht
vermogensrechtliche Zivilsache (Art. 72 Abs. 1 BGG). Der angefochtene Entscheid behandelt nur
einen Teil der gestellten Begehren, denn in seinem Eheschutzgesuch vom 21. August 2011 hatte der
Beschwerdefiihrer die umfassende Regelung des Getrenntlebens verlangt. Der Antrag betreffend die
Zuteilung der Obhut und das damit verbundene Begehren um Regelung des personlichen Verkehrs
mit dem nicht obhutsberechtigten Elternteil kdnnen unabhdngig von den anderen Aspekten des
Getrenntlebens beurteilt werden (Art. 91 lit. a BGG), zumal der Beschwerdefiihrer fir den Fall der
Obhutszuteilung an ihn keinen Antrag auf Kindesunterhalt stellt. Die Beschwerde in Zivilsachen ist
somit grundsatzlich zulassig.

1.2 Von vornherein nicht einzutreten ist allerdings auf die Kritik, die der Beschwerdefiihrer an den
erstinstanzlichen Verfahren vor dem Zivilgericht bzw. an den daraus resultierenden Entscheiden (bt,
denn Anfechtungsobjekt vor Bundesgericht ist einzig der Entscheid des Appellationsgerichts (Art. 75
Abs. 1 BGG).

2.

Das angefochtene Urteil erhebt den zunachst vorsorglich ausgesprochenen zu einem - im Rahmen
des Eheschutzverfahrens - endgiltigen Obhutsentscheid (E. 1.1). Eheschutzentscheide unterstehen
Art. 98 BGG (BGE 133 Il 393 E. 5.1 und 5.2 S. 397 f). Daher kann nur die Verletzung
verfassungsmassiger Rechte gerligt werden. Hierfiir gilt das strenge Rigeprinzip (Art. 106 Abs. 2
BGG). Das bedeutet, dass das Bundesgericht nur klar und detailliert erhobene und soweit moéglich
belegte Rigen priift, wahrend es auf ungeniigend begriindete Riigen und rein appellatorische Kritik
am angefochtenen Entscheid nicht eintritt. Wird die Verletzung des Willkiirverbots geriigt, reicht es
demnach nicht aus, wenn der Beschwerdefiihrer die Sach- oder Rechtslage aus seiner Sicht darlegt



und den davon abweichenden angefochtenen Entscheid als willkirlich bezeichnet. Vielmehr ist im
Einzelnen darzulegen, inwiefern das kantonale Gericht willkiirlich entschieden haben soll und der
angefochtene Entscheid deshalb an einem qualifizierten und offensichtlichen Mangel leidet (BGE 134
Il 244 E. 2.2 S. 246). Das Bundesgericht hebt einen Entscheid jedoch nur dann als willkirlich auf,
wenn er nicht bloss in der Begriindung, sondern auch im Ergebnis unhaltbar ist; dass eine andere
Losung ebenfalls als vertretbar oder gar zutreffender erscheint, gentigt nicht (BGE 134 11 124 E. 4.1 S.
133 mit Hinweisen).

3.
Anlass zum Streit gibt zum einen der Antrag des Beschwerdefiihrers, Giber die Tochter V. im Hinblick
auf den Obhutsentscheid ein psychologisches Gutachten einzuholen (vgl. Sachverhalt Bst. C).

3.1 In Kinderbelangen gilt unabhangig von der Art des Verfahrens der Untersuchungs- und
Offizialgrundsatz (Art. 296 ZPO; vgl. Urteil 5P.507/2006 vom 5. April 2007 E. 4.1). Die
Untersuchungsmaxime schreibt dem Richter vor, den Sachverhalt von Amtes wegen zu erforschen
(Art. 296 Abs. 1 ZPO). Die Untersuchungspflicht reicht so weit und dauert so lange, bis lber die
Tatsachen, deren Kenntnis fiir eine Entscheidung im Kindeswohl von Bedeutung ist, hinreichende
Klarheit besteht (vgl. BGE 128 Ill 411 E. 3.2.1 S. 413). Art. 296 Abs. 1 ZPO schreibt dem Sachrichter
jedoch nicht vor, mit welchen Mitteln er den Sachverhalt abklaren muss. Ebenso wenig erfasst diese
Vorschrift die Art der Erhebung von Beweismitteln (Urteil 5A_574/2012 vom 17. Dezember 2012 E.
2.2.1). Wie das Beweisflihrungsrecht schliesst auch die Untersuchungsmaxime eine
vorweggenommene Wirdigung von Beweisanerbieten nicht aus. Verfliigt das Gericht {ber
genigende Grundlagen fiir eine sachgerechte Entscheidung, kann es auf weitere Beweiserhebungen
verzichten (BGE 130 Il 734 E. 2.2.3 S. 735). In diesem Sinne folgt aus der Geltung der
Untersuchungsmaxime keineswegs, dass der Richter jedem Beweisantrag stattzugeben hat. Lasst sich
der massgebliche Sachverhalt auf andere Weise abklaren, verstdsst demzufolge auch der Verzicht auf
ein bestimmtes Gutachten nicht gegen das Bundesrecht (Urteil 5A_361/2010 vom 10. September
2010 E. 4.2.1). All das hat schon die Vorinstanz zutreffend festgehalten.

3.2 Der Beschwerdefiihrer wirft dem Appellationsgericht vor, es wiirdige die "vorhandenen Beweise
auf willklirliche Art und Weise" und verkenne "die wahre Sachlage", weshalb sein Entscheid, die
Tochter V. nicht psychologisch abzuklaren, vor Art. 176 Abs. 3 i.V.m. Art. 179 Abs. 1 ZGB, Art. 9, 10
und 11 BV, Art. 8 EMRK sowie Art. 12 der UNO-Kinderrechtskonvention (Ubereinkommen iiber die
Rechte des Kindes vom 20. November 1989; SR 0.107) nicht standhalte. Was er zur Begriindung all
dieser Rlgen durch seinen Rechtsvertreter vortragen lasst und in seiner eigenen Eingabe vortragt,
vermag den angefochtenen Entscheid indessen nicht zu erschiittern, sondern erschopft sich
weitgehend in appellatorischer Kritik. Insbesondere kann dem Appellationsgericht nicht vorgeworfen
werden, dass es sich mit den Vorbringen des Beschwerdefiihrers nicht auseinandergesetzt hatte.
Vielmehr ist es der Beschwerdefiihrer, der nicht auf den angefochtenen Entscheid eingeht und
einfach die Vorwiirfe wiederholt, zu denen sich das Appellationsgericht bereits gedussert hat. Dies
gilt fir den abermals vorgetragenen Standpunkt, der Bericht der AKIS genilige den formellen
Anforderungen an ein Gutachten nicht und konne lediglich als Stellungnahme mit fachlichen
Einschdtzungen angesehen werden. Wie es sich damit verhilt, kann offenbleiben. Denn auch wenn
der streitige Bericht nicht im technischen Sinne als Gutachten gelten kdnnte, folgt allein daraus
keineswegs, dass eine psychologische Begutachtung unabdingbar gewesen ware. Ebenso dussert
der Beschwerdefiihrer erneut den Verdacht der Befangenheit, weil sich die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter des AKIJS "zum Zeitpunkt des AKJS-Berichtes" schon ldngere Zeit mit dem Fall befasst
hatten und der Sachverhalt eine sehr intensive Betreuung insbesondere durch die Sozialarbeiterin
A. erfordert habe. Allein blosse Mutmassungen dariiber, dass "unbewusst gewisse
Beobachtungsfehler auftreten" konnen und V. "mit grosser Wahrscheinlichkeit durch die
Halbschwester W. und die Mutter negativ beeinflusst wird", geniigen nicht, um eine
kinderpsychologische Befragung als unumganglich auszuweisen. Gleiches gilt fiir die nicht niher



substanziierte Behauptung, die Beschwerdegegnerin sei durch die Sozialarbeiterin unangemessen
positiv beurteilt worden. Besonderes Gewicht legt der Beschwerdefiihrer schliesslich auf V.s
"sprachliche Unterentwicklung" und auf die "Verstandigungsprobleme" zwischen Mutter und
Tochter, die seiner Meinung nach daher riihren, dass das Kind kaum franzésisch und die Mutter
kaum deutsch spreche. Der Beschwerdefiihrer folgert daraus, dass die Beziehung zwischen Mutter
und Tochter "ganz und gar nicht" intakt sei und V. schon vor der Trennung der Eltern "keinen
grossen Kontakt zur Mutter pflegte"”. V.s individuelle Bediirfnisse konnten daher nur durch ein
psychologisches Gutachten festgestellt werden. Dass das Appellationsgericht die sprachlichen
Auffilligkeiten des Kindes nicht zu erkldren vermochte, kann jedoch nicht gesagt werden, weist es
doch ausdriicklich darauf hin, dass es bei zwei- oder gar mehrsprachig aufwachsenden Kindern zu
Verzogerungen in der Sprachentwicklung kommen konne. Diese Erkenntnis stellt der
Beschwerdefiihrer vor Bundesgericht nicht in Frage. Stattdessen erhebt er die weitere Riige, es sei
"nicht ersichtlich", weshalb "wieder - anstatt der Beobachtung des Besuchsrechtsbeistands B. -
dem Bericht der AKIJS der Vorzug gewdhrt" werde. Auch dieser Vorwurf geht fehl, und zwar schon
deshalb, weil sich das Appellationsgericht explizit auch auf die Aussage im Bericht der AKIS
bezieht, wonach V. "in der Sprachentwicklung im Vergleich zu Kindern desselben Alters weniger
weit entwickelt" sei.

4,
Auch mit dem Obhutsentscheid zugunsten der Beschwerdegegnerin will der Beschwerdefiihrer es
nicht bewenden lassen.

4.1 Das mit der "Regelung des Getrenntlebens" (Marginalie zu Art. 176 ZGB) befasste
Eheschutzgericht trifft nach den Bestimmungen liber die Wirkungen des Kindesverhdltnisses die
noétigen Massnahmen, wenn die Ehegatten unmiindige Kinder haben (Art. 176 Abs. 3 ZGB). Fiir die
Zuteilung der Obhut an einen Elternteil gelten grundsatzlich die gleichen Kriterien wie im
Scheidungsfall. Nach der Rechtsprechung, die das Appellationsgericht im angefochtenen Entscheid
korrekt wiedergibt, hat das Wohl des Kindes Vorrang vor allen anderen Uberlegungen,
insbesondere vor den Wiinschen der Eltern. Deren Erziehungsfihigkeit ist als Erstes zu klaren. Ist
sie bei beiden Elternteilen gegeben, sind vor allem Kleinkinder und grundschulpflichtige Kinder
demjenigen Elternteil zuzuteilen, der die Moglichkeit hat und bereit ist, sie personlich zu betreuen.
Erfillen beide Elternteile diese Voraussetzung ungefahr in gleicher Weise, kann die fiir eine
harmonische Entfaltung notwendige Stabilitit der ortlichen und familiaren Verhaltnisse
ausschlaggebend sein. Unter Umstanden kann die Maéglichkeit der personlichen Betreuung auch
dahinter zuriicktreten (Urteil 5C.212/2005 vom 25. Januar 2006 E. 4.2 und 4.4.1, in: FamPra.ch
2006 S. 753 ff.). Schliesslich ist - je nach Alter der Kinder - ihrem eindeutigen Wunsch Rechnung zu
tragen. Diesen Kriterien lassen sich weitere Gesichtspunkte zuordnen, namentlich die Bereitschaft
eines Elternteils, mit dem anderen in Kinderbelangen zusammenzuarbeiten, der Grundsatz, die
Geschwister nach Moéglichkeit nicht zu trennen, oder die Forderung, dass die Zuteilung der Obhut
von einer persénlichen Bindung und echter Zuneigung getragen sein sollte (vgl. BGE 115 Il 206 E. 4a
S.209; 11511317 E. 2und 3 S. 319 ff.; 117 11 353 E. 3S. 354 f.; 136 1 178 E. 5.3 S. 180 f.).

4.2 Der Beschwerdefiihrer stellt sich wiederum auf den Standpunkt, das Appellationsgericht wiirdige
die Beweise willkiirlich und verkenne die wahre Sachlage; ebenso riigt er eine Verletzung der bereits
in Erwdgung 3.2 zitierten Vorschriften. Die Begriindung seiner Riigen vermag jedoch auch in diesem
Zusammenhang nicht zu (Uberzeugen. So bezweifelt der Beschwerdefiihrer, dass das
Appellationsgericht in erster Linie den Kindesschutz beachte, wenn es der Halbgeschwisterbeziehung
zwischen V. und W. "grosstes Gewicht" beimesse. Diese Zweifel begriindet er aber einzig damit, dass
seine Tochter von ihrer Mutter und ihrer Halbschwester "in Bezug auf ihren Vater negativ
beeinflusst" werde und die Kindsmutter den Kontakt zwischen ihm und V. zu unterbinden versuche.
Diese Befiirchtungen betreffen nicht das Wohl des Kindes, sondern das Verhéltnis zwischen den
Eltern und allenfalls dasjenige zwischen dem Beschwerdefiihrer und seiner Stieftochter. Sie kdnnen

4



daher von vornherein kein Grund sein, V.s Bediirfnis nach einem Zusammenleben mit ihrer
Halbschwester in irgendeiner Weise zu relativieren. "Grosse Bedenken" hat der Beschwerdefiihrer
auch, was die Erziehungsfahigkeit der Beschwerdegegnerin angeht. Er begnigt sich aber weitgehend
damit, den Sachverhalt aus seiner Sicht zu schildern, ohne im Einzelnen darzutun, weshalb der
angefochtene Entscheid selbst, so wie ihn die kantonale Instanz geféllt hat, im Ergebnis an einem
qualifizierten und offensichtlichen Mangel leidet. So beklagt er sich nochmals tiber V.s "sprachliche
Unterentwicklung" und Uber die Verstandigungsprobleme zwischen Mutter und Tochter (s. dazu
schon E. 3.2). Weil die Beschwerdegegnerin sprachlich in keiner Weise integriert sei und lediglich
franzésisch spreche, sei "des Oftern" W.s Hilfe als Dolmetscherin erforderlich gewesen. Selbst wenn
all dies tatsachlich zutreffen sollte, muss dies nicht in der vom Beschwerdefiihrer unterstellten
absoluten Weise bedeuten, dass schon wahrend der letzten drei Jahre vor der Trennung "nur" er sich
um V.s Erziehung gekiimmert habe. Im Ubrigen setzt sich der Beschwerdefiihrer auch nicht mit der
vorinstanzlichen Erkenntnis auseinander, wonach die Beschwerdegegnerin in Bezug auf ihre
Erziehungskompetenz und ihren Umgang mit den Kindern im Bericht der AKIS dusserst positiv
beschrieben werde, "was bei einer nicht funktionierenden Kommunikation zwischen Mutter und
Tochter kaum moglich ware". Beziiglich der Deutschkenntnisse der Beschwerdegegnerin beruft sich
der Beschwerdefihrer neu auf ein Dokument der Staatsanwaltschaft Basel-Stadt vom 21. Dezember
2011. Er zeigt jedoch nicht auf, inwiefern erst der angefochtene Entscheid dazu Anlass gegeben
héatte, das Beweismittel vorzubringen. Dieses muss deshalb unbeachtlich bleiben (Art. 99 Abs. 1 BGG;
vgl. BGE 133 1l 393 E. 3 S. 395). Schliesslich ist auch mit undifferenzierten Anschuldigungen an die
Adresse der zustandigen Sozialarbeiterin, wonach sich diese "unfair und voreingenommen" verhalten
und mit der Beschwerdegegnerin vorschnell "solidarisiert" haben soll, keine willkiirliche
Beweiswiirdigung darzutun. Ahnlich verhdlt es sich mit der Erkenntnis, dass V. bei der
Beschwerdegegnerin teilweise fremdbetreut wird. Das Appellationsgericht fiihrt aus, dieser Umstand
wirde sich mit einer Obhutszuteilung nicht dndern, weshalb ihm angesichts der Berufstatigkeit
beider Eltern keine entscheidende Bedeutung zukommen kdnne. Der Beschwerdefiihrer gibt sich mit
der Behauptung zufrieden, die Fremdbetreuung weise "eindeutig" darauf hin, dass die
Beschwerdegegnerin andere Tatigkeiten der Kindererziehung vorziehe. Als Letztes wirft der
Beschwerdefiihrer in die Waagschale, dass V. Mihe habe, in ihrem Wohnquartier Freundinnen und
Freunde zu finden. Die Verantwortung dafiir lastet er seiner Ehefrau an. Diese werde in ihrem
sozialen Umfeld gemieden, weil - bestatigt durch den Hausmeister C. - "klare Anzeichen" dafir
bestlinden, dass sie sich nicht nur in Zirich, sondern auch in ihrem Wohnquartier prostituiere. Auf
solche Spekulationen ist nicht einzutreten.

5.

Unbegriindet ist also nicht nur der Vorwurf, das Appellationsgericht habe willkiirlich auf die
Einholung eines psychologischen Gutachtens Uber V. verzichtet (E. 3). Auch der Entscheid, die
Tochter V. unter die Obhut der Beschwerdegegnerin zu stellen, hdlt vor der Verfassung stand (E. 4).
Vergeblich beruft sich der Beschwerdefiihrer auch darauf, dass unter den dargelegten Umstidnden
keine hinreichenden Griinde bestlinden, weshalb von der Erteilung der Obhut Uber V. an ihn
abgesehen werden soll. Denn als willkirlich hebt das Bundesgericht einen Entscheid nur dann auf,
wenn er nicht bloss in der Begriindung, sondern auch im Ergebnis unhaltbar ist; dass eine andere
Losung ebenfalls als vertretbar oder gar zutreffender erscheint, geniigt nicht (s. E. 2). Soweit der
Beschwerdefiihrer dem Appellationsgericht eine willkiirliche Anwendung von Art. 176 Abs. 3 i.V.m.
Art. 179 Abs. 1 ZGB vorwirft und eine Verletzung weiterer verfassungsmassiger Rechte, der EMRK
und der Kinderrechtskonvention geltend macht, ist auf seine Riigen nicht einzutreten, denn hierzu
enthalt sein Schriftsatz keinerlei Ausfiihrungen (Art. 106 Abs. 2 BGG; E. 2).

6.

Nach dem Gesagten erweist sich die Beschwerde als unbegriindet. Sie ist abzuweisen. Bei diesem
Ausgang des Verfahrens unterliegt der Beschwerdefiihrer. Er wird kostenpflichtig (Art. 66 Abs. 1
BGG). Eine Parteientschadigung ist nicht geschuldet, da der Beschwerdegegnerin kein



entschadigungspflichtiger Aufwand entstanden ist. Wie die vorstehenden Erwadgungen zeigen,
mussen die vor Bundesgericht gestellten Rechtsbegehren des Beschwerdefiihrers als von Anfang an
aussichtslos bezeichnet werden. Damit fehlt es an einer materiellen Voraussetzung fir die
Bewilligung der unentgeltlichen Rechtspflege (Art. 64 Abs. 1 BGG). Das entsprechende Gesuch ist
abzuweisen.

Demnach erkennt das Bundesgericht:

1.
Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist.

2.
Das Gesuch des Beschwerdefiihrers um unentgeltliche Rechtspflege fir das bundesgerichtliche
Verfahren wird abgewiesen.

3.
Die Gerichtskosten von Fr. 2'500.-- werden dem Beschwerdefihrer auferlegt.

4,
Dieses Urteil wird den Parteien und dem Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt, Ausschuss,
schriftlich mitgeteilt.

Lausanne, 26. Februar 2013
Im Namen der Il zivilrechtlichen Abteilung
des Schweizerischen Bundesgerichts



	Besetzung
	Bundesrichter von Werdt, Präsident,
	Bundesrichter Marazzi, Schöbi,
	Gerichtsschreiber V. Monn.
	Verfahrensbeteiligte
	X.,
	vertreten durch Advokat Oliver Borer,
	Beschwerdeführer,
	gegen
	Y.,
	vertreten durch Advokat Dr. Felix Lopez,
	Beschwerdegegnerin.
	Gegenstand
	Eheschutz,
	Beschwerde gegen das Urteil des Appellationsgerichts des Kantons Basel-Stadt, Ausschuss,
	vom 21. August 2012.
	Sachverhalt:
	A.
	X. (Jg. 1954) und Y. (Jg. 1977) haben am 15. Januar 2007 in Basel geheiratet. 2007 gebar die Frau die gemeinsame Tochter V.. Bei der Mutter wohnt auch die voreheliche Tochter W. (geb. 2000).
	B.
	Am 21. August 2011 ersuchte X. das Zivilgericht des Kantons Basel-Stadt um Regelung des Getrenntlebens. Mit Entscheid vom 24. Oktober 2011 regelte die Zivilgerichtspräsidentin das Getrenntleben. Die Obhut über V. teilte sie vorsorglich der Mutter zu. ...
	C.
	Am 27. Februar 2012 reichte die AKJS ihren Bericht samt Empfehlungen ein. In seiner Stellungnahme vom 20. März 2012 beantragte X., die Zuteilung der Obhut durch einen Kinderpsychologen abklären zu lassen. Die Präsidentin des Zivilgerichts des Kantons ...
	D.
	In seiner Beschwerde an das Bundesgericht vom 12. November 2012 lässt X. (Beschwerdeführer) durch seinen Anwalt beantragen, das Urteil des Appellationsgerichts "teilweise aufzuheben, eventualiter an die Vorinstanz zurückzuweisen, und wie folgt abzuänd...
	In einem Schreiben, das ebenfalls vom 12. November 2012 datiert, wendet sich der Beschwerdeführer persönlich an das Bundesgericht und reicht zusätzliche Unterlagen ein.
	Das Bundesgericht hat die kantonalen Akten, jedoch keine Vernehmlassungen eingeholt.
	Erwägungen:
	1.
	1.1 Der Beschwerdeführer wehrt sich binnen Frist (Art. 100 BGG) gegen den Entscheid einer letzten kantonalen Instanz (Art. 75 BGG). Streitig ist die Bestätigung der in einem Eheschutzverfahren zunächst vorsorglich ausgesprochenen Zuteilung der elterli...
	1.2 Von vornherein nicht einzutreten ist allerdings auf die Kritik, die der Beschwerdeführer an den erstinstanzlichen Verfahren vor dem Zivilgericht bzw. an den daraus resultierenden Entscheiden übt, denn Anfechtungsobjekt vor Bundesgericht ist einzig...
	2.
	Das angefochtene Urteil erhebt den zunächst vorsorglich ausgesprochenen zu einem - im Rahmen des Eheschutzverfahrens - endgültigen Obhutsentscheid (E. 1.1). Eheschutzentscheide unterstehen Art. 98 BGG (BGE 133 III 393 E. 5.1 und 5.2 S. 397 f.). Daher ...
	3.
	Anlass zum Streit gibt zum einen der Antrag des Beschwerdeführers, über die Tochter V. im Hinblick auf den Obhutsentscheid ein psychologisches Gutachten einzuholen (vgl. Sachverhalt Bst. C).
	3.1 In Kinderbelangen gilt unabhängig von der Art des Verfahrens der Untersuchungs- und Offizialgrundsatz (Art. 296 ZPO; vgl. Urteil 5P.507/2006 vom 5. April 2007 E. 4.1). Die Untersuchungsmaxime schreibt dem Richter vor, den Sachverhalt von Amtes weg...
	3.2 Der Beschwerdeführer wirft dem Appellationsgericht vor, es würdige die "vorhandenen Beweise auf willkürliche Art und Weise" und verkenne "die wahre Sachlage", weshalb sein Entscheid, die Tochter V. nicht psychologisch abzuklären, vor Art. 176 Abs....
	4.
	Auch mit dem Obhutsentscheid zugunsten der Beschwerdegegnerin will der Beschwerdeführer es nicht bewenden lassen.
	4.1 Das mit der "Regelung des Getrenntlebens" (Marginalie zu Art. 176 ZGB) befasste Eheschutzgericht trifft nach den Bestimmungen über die Wirkungen des Kindesverhältnisses die nötigen Massnahmen, wenn die Ehegatten unmündige Kinder haben (Art. 176 Ab...
	4.2 Der Beschwerdeführer stellt sich wiederum auf den Standpunkt, das Appellationsgericht würdige die Beweise willkürlich und verkenne die wahre Sachlage; ebenso rügt er eine Verletzung der bereits in Erwägung 3.2 zitierten Vorschriften. Die Begründun...
	5.
	Unbegründet ist also nicht nur der Vorwurf, das Appellationsgericht habe willkürlich auf die Einholung eines psychologischen Gutachtens über V. verzichtet (E. 3). Auch der Entscheid, die Tochter V. unter die Obhut der Beschwerdegegnerin zu stellen, hä...
	6.
	Nach dem Gesagten erweist sich die Beschwerde als unbegründet. Sie ist abzuweisen. Bei diesem Ausgang des Verfahrens unterliegt der Beschwerdeführer. Er wird kostenpflichtig (Art. 66 Abs. 1 BGG). Eine Parteientschädigung ist nicht geschuldet, da der B...
	Demnach erkennt das Bundesgericht:
	1.
	Die Beschwerde wird abgewiesen, soweit darauf einzutreten ist.
	2.
	Das Gesuch des Beschwerdeführers um unentgeltliche Rechtspflege für das bundesgerichtliche Verfahren wird abgewiesen.
	3.
	Die Gerichtskosten von Fr. 2'500.-- werden dem Beschwerdeführer auferlegt.
	4.
	Dieses Urteil wird den Parteien und dem Appellationsgericht des Kantons Basel-Stadt, Ausschuss, schriftlich mitgeteilt.
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